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TOP 81: 

Verordnung zur Überwachung von nicht gefährlichen Abfällen mit 
persistenten organischen Schadstoffen und zur Änderung der Abfall-
verzeichnis-Verordnung 

Drucksache: 488/17 

I. Zum Inhalt der Verordnung 

Die Verordnung betrifft die Entsorgung von Abfällen, die persistente organi-
sche Schadstoffe (POP) enthalten. Nachdem im letzten Jahr die Einstufung von 
Wärmedämmplatten, die den POP Hexabromcyclododecan (HBCD) enthalten, 
als gefährlicher Abfall zu Entsorgungsengpässen geführt hat, wurde die ent-
sprechende Regelung auf Initiative des Bundesrates (BR-Drs. 752/16 - Be-
schluss) durch eine Änderungsverordnung zur Abfallverzeichnis-Verordnung 
Ende Dezember 2016 für ein Jahr ausgesetzt ("Moratorium"). Die Bundesregie-
rung hatte seinerzeit zugesichert, während dieses "Moratoriums" gemeinsam 
mit den Ländern eine dauerhaft tragfähige Lösung der Überwachung und Ent-
sorgung von allen POP-haltigen Abfällen zu suchen, ohne dass es deren Einstu-
fung als gefährlicher Abfall bedarf. 

Ziel der Verordnung ist es daher zum einen, dass POP-haltige Abfälle nur als 
gefährlicher Abfall eingestuft werden, soweit dies auch EU-rechtlich geboten 
ist, und zum anderen, dass alle POP-haltigen Abfälle unabhängig von ihrer Ein-
stufung als gefährlicher oder nicht gefährlicher Abfall in vergleichbarem Maße 
getrennt gesammelt, nicht vermischt und überwacht werden. 

Artikel 1 der Verordnung legt für bestimmte, zwar nicht als gefährlich einzustu-
fende aber trotzdem überwachungsbedürftige POP-haltige Abfälle zum einen 
ein Getrenntsammlungsgebot und ein Vermischungsverbot sowie zum anderen 
die Anforderungen an den Nachweis der ordnungsgemäßen und schadlosen 
Verwertung oder umweltverträglichen Beseitigung nach den allgemeinen Vor-
gaben des Kreislaufwirtschaftsgesetzes bzw. den speziellen Vorgaben der Ver-
ordnung (EG) Nr. 2004/850 (EU-POP-Verordnung) fest. Dadurch können die 
Länder den Entsorgungsweg dieser Abfälle stringent überwachen. Gleichwohl 
dürfen sie wie bisher in entsprechenden Entsorgungsanlagen vermischt werden. 

Die in Artikel 2 enthaltene Änderung der Abfallverzeichnis-Verordnung be-
grenzt im Sinne einer 1 : 1-Umsetzung des einschlägigen EU-Rechts die Einstu-
fung von POP-haltigen Abfällen als gefährliche Abfälle auf diejenigen Abfälle, 
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die in dem Beschluss der Kommission 2014/955/EU über ein Abfallverzeichnis 
als gefährlicher Abfall genannt sind, soweit sie einen POP-Gehalt oberhalb der 
Konzentrationsgrenzwerte des Anhangs IV der EU-POP-Verordnung aufwei-
sen.  

II. Empfehlungen der Ausschüsse 

Der federführende Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsi-
cherheit, der Ausschuss für Arbeit, Integration und Sozialpolitik, der Wirt-
schaftsausschuss und der der Ausschuss für Städtebau, Wohnungswesen 
und Raumordnung empfehlen dem Bundesrat, der Verordnung unverändert 
zuzustimmen. 


